


ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE

Die Klägerinnen begehrten wie oben ersichtlich brachten vor:

Die Erstklägerin habe am 5. Juni 2025 in Begleitung ihres Assistenzhundes, auf den sie auf-

grund einer Behinderung gem § 3 BGStG angewiesen sei, sowie ihrer Mutter, der Zweitkläge-

rin, an einem Taxistand am Wiener Ring ein Taxi für die Fahrt nach Hause nehmen wollen. Der 

bei der beklagten Partei tätige Fahrer habe die Mitnahme des Assistenzhundes der Erstkläge-

rin und damit auch die Beförderung der Erst- und Zweitklägerin verweigert. Dies stelle eine 

Diskriminierung der Erstklägerin gem § 5 BGStG dar. Die Zweitklägerin sei aufgrund ihres Na-

heverhältnisses gem § 4 Abs 2 iVm § 5 BGStG diskriminiert. Es sei durch die aufgrund der Dis-

kriminierung erlittene persönliche Beeinträchtigung den Klägerinnen ein immaterieller Schaden 

von je 1.200,- € gem § 9 BGStG entstanden, der Zweitklägerin zusätzlich ein Vermögensscha-

den von 15,- € für die Auskunft über die Zulassungsbesitzerin des Taxis der beklagten Partei.

Das gem  § 10 Abs 2 iVm § 14ff BGStG beim Sozialministeriumservice, Landesstelle Wien, 

eingeleitet  Schlichtungsverfahren sei gescheitert.

Die Erstklägerin habe aufgrund einer Epilepsie einen Behinderungsgrad von 100% und so-

mit eine Behinderung gem § 3 BGStG. Sie sei im Alltag auf die Begleitung durch eine Begleit -

person und einen Assistenzhund angewiesen, die Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln sei 

nicht zumutbar. Beides sei im Behindertenpass eingetragen.

Aufgrund der Epilepsie im limbischen System nehme die Erstklägerin äußere Einflüsse und 

emotionale Gespräche massiv verstärkt wahr, wirkten belastend und könnte Absencen sowie 

schwere epileptische Anfälle auslösen. Der Assistenzhund habe eine Doppelfunktion, indem er 

Sicherheit im Alltag gebe und er könne bevorstehende epileptische Anfälle anzeigen.

Assistenzhunde, so auch jener der Erstklägerin, trügen im Einsatz ein markenrechtlich ge-

schütztes Logo auf Kenndecken, Führgeschirren und Halsband.

Für Taxilenker*innen bestehe eine gesetzliche Beförderungspflicht auch gegenüber Assis-

tenzhunden.  Nach der  Landesbetriebsordnung  könnten  Fahrgäste  (nur)  abgelehnt  werden, 

wenn sie die Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs oder Betriebs beeinträchtigen würden. Die 

Zweitklägerin habe auf die gesetzliche Pflicht hingewiesen, die auch dem Fahrer bewusst ge-

wesen sei und dadurch sei keineswegs die Sicherheit oder die Ordnung des Betriebes beein-

trächtigt oder gefährdet worden. 

Am Abend des 5. Juni 2025 habe die Erstklägerin in Begleitung ihres Assistenzhundes so-

wie ihrer Mutter, der Zweitklägerin, an einem Taxistand am Wiener Ring (Opernring 17) ein 

Taxi für die Fahrt nach Hause nehmen wollen. Die Zweitklägerin habe ua den Taxifahrer der 

Beklagten bezüglich der Fahrt in den 14. Bezirk angefragt und dabei darauf hingewiesen, dass 

es sich um einen Assistenzhund der Erstklägerin handeln würde, der Hund sei auch wegen 

des entsprechenden Geschirrs eindeutig für jedermann als solcher erkennbar gewesen.

Es sei auch am Maßstab eines objektiven Beobachters offenkundig gewesen, dass die Klä-

gerinnen – gemeinsam mit dem Assistenzhund der Erstklägerin – eine Fahrt in Anspruch hät-
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ten nehmen wollen. Der Fahrer habe dies jedoch verweigert. Auch die Fahrer der beiden ande-

ren Taxis hätten die Beförderung der Erst- und Zweitklägerin wegen des Assistenzhundes ver-

weigert gehabt.

Die Beförderungsverweigerung habe die Erstklägerin in einen Zustand erheblicher emotio-

naler Erregung versetzt, sie habe aufgewühlt geschrien und eine Absence erlebt, während die 

Zweitklägerin weiterhin versucht habe, ein Taxi zu bekommen. Ein vorbeikommender Passant 

habe schlussendlich die Erstklägerin beruhigt und der Erst- und Zweitklägerin telefonisch ein 

Taxi gerufen. 

Die  Klägerinnen seien  aufgrund des  Vorfalls  verspätet  zuhause angekommen.  Mangels 

Auskunft von Polizei und Sozialministeriumsservice betreffenden Taxiunternehmen sei ein An-

trag auf Auskunft aus der Zulassungsevidenz, wofür  (rund) € 15 bezahlt worden seien, gestellt  

worden.

Die Beklagte sei Anbieterin der Taxi-Dienstleistung gem § 2 Abs. 2 BGStG und hafte daher  

gem § 1313a ABGB für das diskriminierende Verhalten des Taxifahrers. Die Verletzung des 

Diskriminierungsverbots setzt kein Verschulden voraus, sondern stellt auf den diskriminieren-

den Effekt für die betroffene Person ab.

Es liege eine Diskriminierung der Erstklägerin gem § 5 BGStG vor und eine solche der 

Zweitklägeirn aufgrund ihres Naheverhältnisses gem §§ 4 Abs 2 iVm  5 BGStG.

Die aufgrund ihrer Behinderung auf den Assistenzhund angewiesene Erstklägerin habe im 

Vergleich zu Menschen, die nicht auf dieses Hilfsmittel angewiesen seien, durch die verweiger-

te Beförderung durch den Fahrer bei der Teilhabe an den Dienstleistungen der Beklagten eine 

nachteilige Behandlung erfahren. Dies stelle einen schwerwiegenden Einschnitt in die Selbst-

bestimmung der

Erstklägerin,  die ,  ebenso wie die Zweitklägerin als Begleitperson,  auf  vielen Wegen im 

Rahmen ihres Alltags auf die Beförderung durch Taxis angewiesen sei dar. Das Diskriminie-

rungsverbot erstrecke sich auch auf die Anbahnung und Begründung eines Rechtsgeschäfts 

(vgl § 2 Abs 2 BGStG).

Die Höhe der begehrten Entschädigung sei im Hinblick auf den Zweck des BGStG und auf  

die persönliche Beeinträchtigung der Erst- und Zweitklägerin angemessen: Zu berücksichtigen 

seien neben der Schwere der persönlichen Beeinträchtigung insbesondere auch die Schwere 

des Verschuldens der diskriminierenden Person und die abschreckende und präventive Wir-

kung für künftige. Selbst wenn Diskriminierungen nur einen geringen oder auch gar keinen 

Vermögensschaden nach sich ziehen würden, seien sie dennoch mit erheblichen Erschwernis-

sen und beträchtlichen psychischen Belastungen verbunden.

Für die Erstklägerin sie die Verweigerung der Beförderung emotional sehr aufwühlend ge-

wesen, habe eine Absence vor Ort ausgelöst und habe emotional nachgewirkt. Am späteren 

Abend nach dem Vorfall habe die Erstklägerin einen epileptischen Anfall erlitten. Zudem sei die 

Erstklägerin auf ihrem täglichen Weg in die Tagesstruktur sowie für den wöchentlichen Weg zu 

ihrer Tanzstunde im 1. Bezirk auf Taxifahrten angewiesen. Aufgrund des aufwühlenden Vor-
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nicht verweigert, die Damen oder deren Assistenzhund mitzunehmen, er habe ausschließlich 

auf das unangebrachte Verhalten (der Zweitklägerin) verwiesen.

Die Anbahnung eines Beförderungsvertrags habe erst gar nicht stattgefunden, ebenso kei-

ne Verweigerung einen Hund zu transportieren.

Es sei zu keiner Diskriminierung gekommen. Eine persönliche Beeinträchtigung habe eben-

so wenig stattgefunden.

Eine messbare psychische Belastung könne in dem Gespräch zwischen unserem Chauffeur 

und der Klägerin nicht eingetreten sein.

Da eine Beförderung unmittelbar nach der Konfrontation erfolgt sei, sei weder ein Schaden 

(maßgebliche Verzögerung) noch eine Beeinträchtigung (Nichtbeförderung) eingetreten sind.

Die geforderten Schadenersatzbeträge seien weitaus überzogen.

FESTSTELLUNGEN

Die Erstklägerin hat aufgrund einer Epilepsie einen Behinderungsgrad von 100% und 

somit eine Behinderung gem § 3 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG). Auf-

grund ihrer Behinderung ist sie im Alltag auf die Begleitung durch eine Begleitperson und 

einen Assistenzhund angewiesen,  die Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln ist  der 

Erstklägerin nicht zumutbar.

Sowohl das Hilfsmittel Assistenzhund als auch die Unzumutbarkeit der Nutzung von öf-

fentlichen Verkehrsmitteln sind im vom Sozialministerium ausgestellten Behindertenpass 

der Erstklägerin (in Form von Piktogrammen) ersichtlich bzw „eingetragen“. [Behinderten-

pass ./A]

Die  Diagnosen  der  Erstklägerin  lauten:  Epilepsie,  Entwicklungsrückstand,  Schwere 

Angststörung. [./B]

Auf Grund der Epilepsie im limbischen System nimmt die Erstklägerin äußere Einflüsse 

(zB laute Gespräche,  Verkehrslärm) und emotionale Gespräche massiv verstärkt  wahr, 

diese können für sie sehr belastend wirken und Absencen sowie schwere epileptische An-

fälle auslösen. Der Assistenzhund hat dabei eine Doppelfunktion: Zum einen gibt er der 

Erstklägerin Sicherheit im Alltag und wirkt daher beruhigend, zum anderen kann er bevor-

stehende epileptische Anfälle anzeigen.

Assistenzhunde sind individuell ausgebildete, staatlich geprüfte und zertifizierte Hunde, 

die Menschen mit Behinderungen mit dem Zweck der Teilhabe an der Gesellschaft und 

der  Erweiterung  der  Selbstbestimmung  in  allen  Lebensbereichen  unterstützen.  [§  39a 

Bundesbehindertengesetz = BBG]

Beim Assistenzhund der Erstklägerin handelt es sich konkret um einen Signalhund gem 

§ 39a Abs 6 BBG („… Als Signalhunde werden auch Hunde bezeichnet, die Menschen mit 

chronischen Erkrankungen bei damit verbundenen gefährdenden Zuständen unterstützen 

und Veränderungen des Stoffwechsels sowie der Körperhaltung, die auf eine bevorstehen-
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tensweise gesetzt wird, die die Würde der betroffenen Person verletzt oder dies bezweckt 

(Z 1), die für die betroffene Person unerwünscht, unangebracht oder anstößig ist (Z 2) und 

die ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes 

Umfeld für die betroffene Person schafft oder dies bezweckt (Z 3).

Die Rechtsfolgen bei Verletzung des Diskriminierungsverbots regelt § 9 BGStG. Bei ei-

ner Belästigung gemäß § 5 Abs 4 BGStG hat die betroffene Person gegenüber der Belästi-

gerin oder dem Belästiger jedenfalls Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens; min-

destens jedoch 1.000 € (§ 9 Abs 2 BGStG). 

Das Gesetzesziel wird in § 1 leg cit definiert. Danach ist es Ziel dieses Gesetzes, die 

Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen oder zu verhindern und 

damit die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der 

Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermögli-

chen.

Beide Fallgruppen des § 2 Abs 2 BGStG, nämlich Rechtsverhältnisse einschließlich de-

ren Anbahnung und Begründung zum einen und Leistungen außerhalb eines Rechtsver-

hältnisses zum anderen, setzen für die Anwendbarkeit des BGStG voraus (arg: „... soweit 

es jeweils ...“), dass es um den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleis-

tungen geht, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. 

Der der Beklagten zurechenbare Fahrer des Taxis hat die Mitnahme des Assistenzhun-

des der Erstklägerin und damit auch die Beförderung der Erst- und Zweitklägerin verwei-

gert. Dies stellt eine Diskriminierung der Erstklägerin gem § 5 BGStG aufgrund ihrer Be-

hinderung bei der Inanspruchnahme einer Dienstleistung dar. Die Zweitklägerin wurde da-

durch aufgrund ihres Naheverhältnisses gem § 4 Abs 2 iVm 5 BGStG zu der Erstklägerin 

beim Zugang zur Dienstleistung der Beklagten diskriminiert. Die Erstklägerin ist aufgrund 

ihrer Behinderung auf das Hilfsmittel Assistenzhund angewiesen. Im Vergleich zu Men-

schen, die nicht auf dieses Hilfsmittel angewiesen sind, hat sie durch die verweigerte Be-

förderung durch den Fahrer bei der Teilhabe an den Dienstleistungen der Beklagten eine 

nachteilige Behandlung erfahren. Die Erstklägerin ist auf vielen Wegen im Rahmen ihres 

Alltags auf die Beförderung durch Taxis angewiesen, weshalb die Verweigerung der Beför-

derung einen schwerwiegenden Einschnitt in die Selbstbestimmung der Erstklägerin dar-

stellt. Auch die Zweitklägerin ist als Begleitperson ihrer Tochter auf die Beförderung durch 

Taxiunternehmen  angewiesen.  Auch  sie  wurde  daher  aufgrund  der  Behinderung  ihrer 

Tochter, der Erstklägerin, nachteilig beim Zugang zur Dienstleistung der Beklagten behan-

delt.  Das Diskriminierungsverbot  beim Zugang zu Dienstleistungen erstreckt  sich dabei 

auch auf die Anbahnung und Begründung eines Rechtsgeschäfts (vgl. § 2 Abs. 2 BGStG). 

Die Diskriminierung basiert auf einer direkten Abweisung und damit einem unmittelba-

ren Ausschluss der Klägerinnen von bzw einer gänzlichen Verweigerung der Erbringung 
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einer für deren Alltag und selbstbestimmte Mobilität im täglichen Leben äußerst wichtigen 

Dienstleistung. Die Erstklägerin, die laute oder emotionale Gespräche ohnehin in Unruhe 

versetzen und sie auch gerade aus diesem Grund auf die sichere Begleitung ihres Assis-

tenzhundes vertraut, wurde aufgrund ihres Hilfsmittels vom Taxifahrer der Beklagten abge-

wiesen. Die Auswirkung der erfolgten Diskriminierung auf die Klägerinnen übersteigt das 

Gefühl eines „gestresst“- oder „massiv genervt“-Seins jedenfalls.

Das Rechtsgeschäft wurde „angebahnt“ und damit ist auch von einer Haftung der be-

klagten Partei für ihren Fahren gem § 1313a ABGB auszugehen.

§ 9 Abs 1 und Abs 4 BGStG sehen für den Fall einer Diskriminierung einen Anspruch 

auf angemessenen immateriellen Schadenersatz vor, wobei neben der Schwere der per-

sönlichen Beeinträchtigung insbesondere auch die Schwere des Verschuldens der diskri-

minierenden Person und die abschreckende und präventive Wirkung für künftige Diskrimi-

nierungen zu berücksichtigen ist. Auch wenn Diskriminierungen nur einen geringen oder 

auch gar keinen Vermögensschaden nach sich ziehen, sind sie dennoch mit erheblichen 

Erschwernissen und beträchtlichen psychischen Belastungen verbunden, die angemessen 

abgegolten werden sollen (vgl 7 Ob 128/25m). 

Eine Gesamtschau des festgestellten Sachverhalts lässt, insb unter Bedachtnahme auf 

doch nicht nur punktuellen Auswirkungen, die Festsetzung des immateriellen Schadens 

mit jeweils 1.000 € als angemessen erscheinen.

Die Kostenentscheidung basiert auf § 43 ZPO.

Bezirksgericht Fünfhaus
1150 Wien, Gasgasse 1-7

Gerichtsabt 16, am  02. 08. 2026

Mag. Ernst Gleichweit
Richter

Elektronische Ausfertigung
gemäß § 79 GOG
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